
Unwesen ist mit eine der Hauptursachen sowohl der 
Prozeßverschleppung wie der Überlastung der einzel­
nen Sitzungen. Es liegt auf der Hand, daß ein Richter, 
der in jeder Sache durchschnittlich einmal vertagt, 
also z. B. auf 100 eingehende Sachen 200 Verhandlungs­
termine benötigt, seine Sitzungen fast doppelt so stark 
— und dazu meist unnütz — belasten muß wie der 
Richter, der nur 10 Prozent seiner Sachen vertagt, bei 
dem auf 100 Sachen also 110 Verhandlungstermine 
kommen. Die Pflege der mündlichen Verhandlung aber, 
die hinter der öden und unpersönlichen Bezugnahme 
auf einen langweiligen und endlosen Schriftsatzwech­
sel vernachlässigt wurde, ist unbedingt erforderlich, 
wenn wir eine den Werktätigen verständliche Zivil­
rechtspflege erreichen wollen. Besonders auch die 
Rechtsanwälte haben die große Aufgabe, das Ver­
trauen der rechtsuchenden Bevölkerung zu rechtferti­
gen. Dieses Vertrauen darf nicht — wie bisher — da­
durch erschüttert werden, daß unsere Werktätigen 
den Eindruck gewinnen, ihre Sache sei „nicht der Mühe 
wert“.

In Einzelfällen werden sich Vertagungen deswegen, 
weil die Prozeßbevollmächtigten von ihren Parteien 
noch nicht unterrichtet sind oder weil zu einem Be­
weisergebnis noch nicht Stellung genommen werden 
kann, zwar nie ganz vermeiden lassen; sie können aber 
im allgemeinen nicht gebilligt werden,. Es wird des­
halb darauf abzustellen sein, ob die rechtzeitige Unter­
richtung oder Stellungnahme hätte erwartet werden 
können oder nicht. Nötigenfalls wird die Zurückwei­
sung des verspäteten Vorbringens gern. §§ 279, 279a, 
283 Abs. 2 und 529 Abs. 2 und 3 ZPO geboten sein. Die 
Anwendung der §§ 278 Abs. 2 und 97 Abs. 2 ZPO 
geben die Möglichkeit, durch Kostenmaßnahmen der 
Prozeßverschleppung entgegenzuwirken.

Die Entscheidung nach Aktenlage — §§ 251a und 
331a ZPO — ist ein wirksames Mittel, einer auf Säum­
nis der Parteien beruhenden Prozeßverzögerung zu 
begegnen.

Die Inanspruchnahme des beauftragten oder des er­
suchten Richters bedeutet fast stets eine Verzögerung. 
Hiervon sollte, sofern die Kostenfrage nicht erheblich 
ist, so wenig wie möglich Gebrauch gemacht werden, 
denn die Praxis zeigt immer wieder, daß das persön­
liche Erscheinen der Parteien oder Zeugen ein wesent­
lich anderes Bild ergibt.

Wird also der Zivilprozeß gründlich vorbereitet, er­
folgt die Terminsanberaumung zweckmäßig und ist die 
Verhandlungsführung straff, dann wird sich bald ein 
erhebliches Absinken der Zahl der Termine bemerkbar 
machen. Heinrich S c h m i t z ,

Richter am Kreisgericht Stendal

Zur Neuordnung 
des Gerichtsvollzieherwesens

Den Ausführungen von A r t z t über die Tätigkeit 
des Gerichtsvollziehers (NJ 1952 S. 508) kann nicht 
ohne Einschränkungen zugestimmt werden.

Wenn behauptet wird, daß der Gerichtsvollzieher 
nur oder fast nur Aufträge mit hohen Objekten wegen 
des hohen Verdienstes ausgeführt hat, so muß dem 
entgegengehalten werden, daß dann gerade der Staat 
durch höhere Gebühren einen Nutzen hatte. Der Ge­
richtsvollzieher hatte höchstens 30% Anteil daran. Ab­
gesehen davon war aber dem Gerichtsvollzieher eine 
wahlweise Erledigung seiner Aufträge durch die Kon­
trolle seiner Arbeit durch den Bezirksrevisor genommen 
worden. Außerdem bin ich der Meinung, daß sich auch 
das Bewußtsein der Gerichtsvollzieher geändert hat und 
daß Auswüchse nur selten sind.

Mit der Reorganisation der Justiz ist auch das Ge­
richtsvollzieherwesen geändert worden. Um die 48- 
Stunden-Woche auch für den Gerichtsvollzieher zu 
verwirklichen, wurde eine größere Zahl von Gerichts­
vollziehern benötigt. Wenn nun der Gerichtsvollzieher 
auch nicht mehr soviel Aufträge zu erledigen hat wie 
früher, so muß er doch oft vier- bis fünfmal einen 
Schuldner aufsuchen, um seinen Vollstreckungsauftrag 
durchzuführen. Dies kann er auch in den meisten 
Fällen nur abends nach Dienstschluß oder früh vor An­
fang des Dienstes tun, schon aus dem Bewußtsein 
heraus, daß die Arbeitskraft der von ihm aufzusuchen­

den Schuldner gebraucht wird und ihre Arbeitszeit 
nicht vergeudet werden darf. Allein aus diesen Grün­
den kommt der Gerichtsvollzieher mit 8 Stunden Ar­
beitszeit am Tage nicht aus, ganz zu schweigen von 
besonderen Aufträgen an Sonn- und Feiertagen oder 
zur Nachtzeit.

Wie sieht es mit der Anleitung der Gerichtsvollzieher 
durch das Ministerium der Justiz und die Justizver­
waltungen der Bezirke aus? Mit der Verordnung über 
das Gerichtsvollzieherwesen allein ist es nicht getan. 
Es ergeben sich durch die Umstellung Schwierigkeiten, 
die nicht nur theoretische, sondern auch praktische Er­
kenntnisse des Gerichtsvollziehers erfordern. Ein Bei­
spiel: In § 13 der Verordnung heißt es, daß der Ge­
richtsvollzieher unter eigener Verantwortung die mit 
seiner Tätigkeit im Zusammenhang stehenden Kassen­
geschäfte führt. Er hat also ein Dienstkonto bei irgend­
einem Zahlungsinstitut und ein Postscheckkonto zu 
führen. Wozu? Auf den Konten wird er in den meisten 
Fällen nur die Gebühren und Auslagen für die Staats­
kasse haben, die die Gläubiger durch Vorschuß oder 
Nachnahme einzahlen. Wenn der Schuldner den Schuld­
betrag an den Gerichtsvollzieher zahlt, müßte dieser 
den Betrag durch Zahlkarte auf sein Postscheckkonto 
oder auf sein Konto bei der Bank einzahlen und gleich­
zeitig den Auftrag geben, diesen Betrag an die Gläubi­
ger zu senden. M. E. ist das nicht der richtige Weg. 
Es wäre einfacher, durch Postanweisung bzw. Zahlkarte 
das Geld direkt an die Gläubiger zu senden. Niemand 
kann dem Gerichtsvollzieher zumuten, sein eigenes Geld 
für sein Dienstkonto zur Verfügung zu stellen; außer­
dem ist es auch nicht zulässig. Eine weitere Frage 
ist die nach der Pfandkammer in größeren Städten, 
ob hier mehrere oder nur eine Zentralpfandkammer 
eingerichtet werden sollten.

Es wird leicht vergessen, daß der Gerichtsvollzieher 
Vollstrecker des Willens des Volkes ist, daß er Ent­
scheidungen demokratischer Gerichte vollstreckt und 
daß er diesen Entscheidungen durch seine Vollstreckung 
den Stempel aufdrückt.

Der Gerichtsvollzieher von heute hat mit dem Ge­
richtsvollzieher von gestern nichts gemein; in diesem 
Sinne muß er auch eingeschätzt werden.

Benno S c h w a l m ,  
Gerichtsvollzieher beim Kreisgericht Potsdam

Zum Recht der Forderungspfändung
sind in NJ 1952 S. 404 Vorschläge zur Änderung des 
§ 840 und des § 845 ZPO zur Diskussion gestellt wor­
den. Sowohl auf die ursprünglichen Vorschläge wie auf 
die in NJ 1952 S. 488 veröffentlichten Diskussionsbei­
träge sind Äußerungen und Artikel in überraschend 
großer Zahl eingegangen, die die Redaktion als er­
freuliches Zeichen des Interesses und der regen Mit­
arbeit ihrer Leser wertet.

Der bedeutsamste Beitrag zur Frage der Änderung 
des. § 840 ZPO war der Hinweis darauf, daß im 
Zwangsverfahren nach der Reichsabgabenordnung 
schon seit Jahrzehnten die Regelung besteht, daß die 
drei Fragen in den Pfändungsbeschluß aufgenommen 
werden können (§ 366 Abs. 2 RAbgO) und der Dritt­
schuldner zur Vermeidung von Schadensersatzan­
sprüchen verpflichtet ist, diese Fragen innerhalb zwei 
Wochen seit der Zustellung des Pfändungsbeschlusses 
schriftlich zu beantworten,, so daß die in der ZPO vor­
gesehene Entgegennahme der Antwort durch den Ge­
richtsvollzieher entfällt. Hier ist also ein gangbarer 
Weg vorgeschlagen, der den Vorteil hat, in langjäh­
riger Praxis erprobt zu sein.

Zur Frage der Frist zwischen Vorpfändung und 
Pfändung (§ 845) waren die Meinungen geteilt, jedoch 
gab es eine erhebliche Zahl von Einsendern, die bei 
straffer Geschäftsführung die Frist als durchaus ge­
nügend ansehen.

Die Diskussion hat das erfreuliche Ergebnis gehabt, 
eine Menge von Material zutage zu fördern, das den 
mit den Gesetzgebungsarbeiten befaßten Stellen zu­
geleitet werden wird. Andererseits haben beide hier 
behandelten Fragen keine so grundlegende Bedeutung, 
daß es erforderlich wäre, die Diskussion in der NJ 
weiterzuführen. Indem wir allen Einsendern, für ihre 
Mitarbeit danken, schließen wir daher die Diskussion 
hiermit ab. Die Redaktion
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